
ändert. Es ist nach wie vor Ausbeutungseigentum. Aber 
erstens ist das kapitalistische Eigentum nicht mehr das 
bestimmende Eigentum und zweitens entwickelt sich 
das kapitalistische Privateigentum im Rahmen einer 
antifaschistisch-demokratischen Ordnung, also unter 
der Kontrolle und Hilfe des demokratischen Staates. 
Für den kapitalistischen Teil der Wirtschaft bedeutet 
das Befreiung von der Krise, Entfaltung der privaten 
Unternehmerinitiative zur Erfüllung unserer Wirt­
schaftspläne.

Diese Stellung des kapitalistischen Eigentums zeigt 
sich am deutlichsten wiederum beim Eigentumsrecht. 
Die Normen, die die Politik unseres Staates gegenüber 
dem kapitalistischen Teil der Wirtschaft zum Ausdruck 
bringen, bestimmen den Inhalt der subjektiven Rechte 
und Pflichten des kapitalistischen Eigentümers in un­
serem Staate, insbesondere den Inhalt des subjektiven 
Rechts des kapitalistischen Eigentümers auf Aneignung 
des Mehrwertes. Solche Normen, die die Hilfe und Kon­
trolle seitens unseres Staates ausdrücken, sind z. B. die 
Art. 22, 24, 25 der Verfassung, das Gesetz über den 
Fünfjahrplan, die Preisvorschriften, die Steuervor­
schriften und die Vorschriften über die Gewährleistung 
des Mitbestimmungsrechts der Werktätigen.

Alle diese Maßnahmen sind nicht als Beschränkungen 
des kapitalistischen Eigentums zu bezeichnen. Sie liegen 
im Interesse auch der kapitalistischen Eigentümer, die 
durch diese Maßnahmen in die Entwicklung der anti­
faschistisch-demokratischen Ordnung, also in eine 
krisenfreie Entwicklung einbezogen, die von der Be­
drohung durch das Finanzkapital befreit werden. Diese 
für die kapitalistischen Eigentümer vorteilhafte Stel­
lung zeigt sich am deutlichsten im Vergleich zur Stel­
lung der Klein- und Mittelkapitalisten in West­
deutschland. Bekämpft werden bei uns lediglich solche 
kapitalistischen Unternehmer,

„die unter Verletzung der demokratischen Gesetzmäßig­
keit durch Spekulation und Schwarzhandel, Preiserhöhun­
gen, Rohstoffhortung und -Verschiebung, durch Steuer­
hinterziehung und andere ungesetzliche Maßnahmen einen 
unrechtmäßigen Gewinn zu erlangen versuchen. “38)

Im Rahmen unserer Gesetze und unserer Planung 
ergeben sich für das privatkapitalistische Eigentum alle 
Entfaltungsmöglichkeiten. Von diesen Maßnahmen als 
Beschränkung zu sprechen, würde bedeuten, den Cha­
rakter der antifaschistisch-demokratischen Ordnung 
verkennen. Unser Staat betreibt nicht eine Politik der 
Bekämpfung oder Beschränkung der Klein- und Mittel­
kapitalisten, sondern eine Politik der Entfaltung aller 
Produktivkräfte, um die antifaschistisch-demokratische 
Ordnung zu festigen, sie in ganz Deutschland zu ver­
wirklichen. Bereits 1949 erklärte Walter Ulbricht:

„Wir führen deshalb in der Ostzone nur solche Maß­
nahmen durch, die in ganz Deutschland durchführbar sind 
und von der Mehrheit der Arbeiterschaft und des Volkes 
verstanden und unterstützt werden."39)

III. Persönliches Eigentum
Das persönliche Eigentum gehört nicht zur eigent­

lichen Eigentumsstruktur. Einmal ist es ein aus dem 
Eigentum an den Produktionsmitteln abgeleitetes 
Eigentum; zum anderen ist es ein Eigentum an Gegen­
ständen, die der individuellen Konsumtion dienen.

Da das persönliche Eigentum keine selbständige, 
sondern eine abgeleitete Form des Eigentums ist, wird 
es bestimmt durch das Eigentum, aus dem es abgeleitet 
ist, und letzten Endes durch das vorherrschende, grund­
legende Eigentum einer Gesellschaftsordnung.

Marx schreibt in der „Kritik der Politischen Öko­
nomie“:

„Zwischen den Produzenten und die Produkte tritt die 
Distribution, die durch gesellschaftliche Gesetze seinen 
Anteil an der Welt der Produkte bestimmt, also zwischen 
die Produktion und Konsumtion tritt."40)

„Die Distribution der Produkte ist offenbar nur Resultat 
dieser Distribution (der Produktionsinstrumente und der 
Mitglieder der Gesellschaft upter bestimmte Produktions­
verhältnisse, G. D.), die innerhalb des Produktionspro­
zesses selbst einbegriffen ist und die Gliederung der Pro­
duktion bestimmt“'*1).

Durch das Nebeneinanderbestehen der verschiedenen 
Produktionsverhältnisse und die daraus entspringenden

38) Entschließung des III. Parteitages der SED, a. a. O., 
S. 244.

39) Walter Ulbricht, Lehrbuch des demokratischen Staats­
und Wirtschaftsaufbaus, Berlin, 1. Auflage, S. 237.

40) Marx, Kritik der Politischen Ökonomie, Berlin 1947, ‘
S. 249.

4!) a. a. O., S. 262.

verschiedenen Distributionsweisen haben wir verschie­
dene Quellen des persönlichen Eigentums: persönliches 
Eigentum als Ergebnis der Arbeit in volkseigenen oder 
genossenschaftlichen Unternehmen, als Ergebnis des 
Verkaufs der Ware Arbeitskraft, als Ergebnis der An­
eignung der eigenen Arbeitsprodukte, als Ergebnis der 
Aneignung des Mehrwertes.

Von besonderem Interesse ist das persönliche Eigen­
tum der Arbeiter und Angestellten. Im Kapitalismus 
wurde dieses persönliche Eigentum durch den Wert der 
Ware Arbeitskraft bestimmt, durch das „Eigentum“ des 
Arbeiters an der Ware Arbeitskraft. Da im Kapitalismus’ 
— wenn es überhaupt zum Verkauf der Arbeitskraft 
kam — als Arbeitslohn bestenfalls das Existenz­
minimum gezahlt wurde, war der Umfang dieses per­
sönlichen Eigentums gering; meist wurde es in der Krise 
aufgezehrt.

In der antifaschistisch-demokratischen Ordnung wird 
der Arbeiter im volkseigenen Betrieb nach seiner Lei­
stung entlohnt. Er kann also sein persönliches Eigen­
tum durch erhöhte Leistung vergrößern. Sein persön­
liches Eigentum ist allein aus diesem Grunde größer 
als im Kapitalismus. Aber auch der Arbeiter im kapi­
talistischen Betrieb — der nach wie vor Lohn als Preis 
der Ware Arbeitskraft erhält — nimmt Anteil an 
der Leistung des Arbeiters im volkseigenen Betrieb, 
am gesellschaftlich angeeigneten Gesamtprodukt, an 
der gesellschaftlichen Aneignung im volkeigenen 
Sektor. Sein persönliches Eigentum wird erweitert 
durch solche Maßnahmen wie Steuersenkungen,1 Preis­
senkungen im staatlichen und privaten Handel, Durch­
setzung von Lohnerhöhungen über das Mitbestim­
mungsrecht im Rahmen unseres Planes38 39 40 * 42).

Andererseits ei’höht sich auch dieses persönliche 
Eigentum und wird gefestigt durch die Beseitigung des 
Monopolkapitals, durch die Überwindung der Wirt­
schaftskrisen. Es kann nicht mehr Vorkommen, daß der 
Arbeiter — der Werktätige überhaupt — um seinen 
Lohn „geprellt“ wird oder in Krisen seine Ersparnisse 
verliert. Auch hier zeigt sich der entscheidende Einfluß 
des Volkseigentums.

Allgemein sind für das persönliche Eigentum fol­
gende Feststellungen zu treffen:

a) Das persönliche Eigentum aller Werktätigen wächst 
in der Deutschen Demokratischen Republik ständig.

b) Das persönliche Eigentum wird durch viele öko­
nomische Maßnahmen (besonders durch die Planung) 
des antifaschistisch-demokratischen Staates real ge­
schützt.

c) Das persönliche Eigentum hat in der Deutschen De­
mokratischen Republik erhöhte gesellschaftliche. Bedeu­
tung gewonnen und erfordert damit erhöhten rechtlichen 
Schutz, der in der demokratischen Gesetzlichkeit zum 
Ausdruck kommen muß. Um diese Aufgaben zu er­
füllen, ist es notwendig, den engen Zusammenhang 
zwischen gesellschaftlichem und persönlichem Eigen­
tum zu erkennen. Diesen Zusammenhang nicht erken­
nen, heißt die Aufgabe unseres Staates verkennen, die 
darin besteht, die materielle und kulturelle Lage 
unserer Werktätigen zu verbessern.

Diese sich aus dem Wesen des persönlichen Eigen­
tums ergebenden Feststellungen sind bei der Anwen­
dung der Normen des BGB auf das persönliche Eigen­
tum besonders zu beachten. Es sei nur auf die 
Bedeutung des Erbrechts für das persönliche Eigentum 
hingewiesen, weil gerade hier der neue Inhalt beachtet 
werden muß, da den Normen des BGB über das Erb­
recht das kapitalistische Privateigentum zugrunde liegt.

Im Rahmen dieses Aufsatzes konnten nur einige 
Probleme behandelt werden. Es wäre an der Zeit, über 
diese und andere mit dem Eigentumsrecht in der Deut­
schen Demokratischen Republik zusammenhängende 
Fragen die Diskussion in unserer Zeitschrift zu er­
öffnen, um die Aufgaben zu erfüllen, die Fred Oelßner 
besonders den Juristen auf der Theoretischen Kon­
ferenz der SED gestellt hat und die auch auf der 
Theoretischen Konferenz über Fragen der Staats- und 
Rechtstheorie in Leipzig gestellt worden sind.

42) Letzten Endes hängt der Umfang des persönlichen Eigen­
tums von der Planung des Konsumtionsfonds ab, d. h. vom 
Entwicklungsstand unserer Wirtschaft. Eine Erweiterung des 
Konsumtionsfonds hat aber zur Voraussetzung die Erweite­
rung des Produktionsfonds, d. h. den Aufbau der Schwer­
industrie.
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